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KONTAKT 

Redaktion der Antifaschisti¬ 
schen Aktion: 

red. afa@gmx. at 

VERKAUF 

Die Antifaschistische Aktion 

kann man in den folgenden Buch¬ 
handlungen kaufen: 

ÖGB Verlag Buchhandlung 
Rathausgasse 21 
1010, Wien 

Lhotzkys Literaturbuffet 
Taborstr. 28/Eing. 
Rotensterngasse 2 
1020, Wien 

Librerfa Utopia - radical book- 
store vienna 
Preysinggasse 26-28 
1150 Wien 

Buchhandlung Alex 
Hauptplatz 21 
4020 Linz 

Buchhandlung Liber Wiederin 
Eierstraße 6 
6020 Inssbruck 

LESE-EXEMPLARE 

Arbeiterkammerbibliothek 
Wienerstraße 7 
7000 Eisenstadt 

Cafe Gagarin 
Garnisonsgasse 24 
1090 Wien 

Cafe Derwish 
Lerchenfelder Gürtel 29 
1160 Wien 

Kulturverein w23 
Wipplingerstrasse 23 
1010 Wien 

ABO 

Es gibt die Möglichkeit die An¬ 
tifaschistische Aktion 11 Mal 
im Jahr per Post dirket nach 
Hause zu bekommen! 

Kosten: 20 Euro 
Bestellung an: 
red.afa@gmx.at 

Die Antifaschistische Aktion er¬ 
scheint monatlich, jeweils zur 
Monatsmitte. 


WIEN 

"...und führt den Kampf zu Ende!": Diskussions- und Kulturabend 
anlässlich der antifaschistischen Februarkämpfe 1934. 

12. Februar 2017 | 16:00 (Ort auf Anfrage unter red.afa@gmx.at) 

Demonstration gegen den "OpernbaN" 2017 

23. Feburar2017 | 18 Uhr | U3 Station Johnstraße 

Demonstration zum internationalen Frauenkampftag 

8. März 2017 | 18 Uhr | Christian-Broda-Platz (Westbahnhof) 

LINZ 

Demonstration zum internationalen Frauenkampftag 

8. März 2017 | 15:00 | Musiktheater/Volksgarten (um 16:00 kann man 
sich beim Martin-Luther-Platz auch noch der Demo anschließen) 

Vorbereitungstreffen für Aktivistinnen und Kämpferinnen: 

Samstag 18.2. und Sonntag 26.2. | je um 15:00. (mit Kinderbetreuung!) 

"...und führt den Kampf zu Ende!": Infoabend der "Initiative Stahlstadt 
gegen Faschismus" anlässlich der antifaschistischen Februarkämpfe 1934. 
16. Februar 2017 | 19:00 (Ort auf Anfrage unter red. afa@gmx.at) 
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Gibt es bei euch eine Demo, Veranstaltung oder sonstige Aktion, die 
wichtig ist für die Arbeiterklasse und Volksmassen in Österreich? 

- dann schreibt an red.afa@gmx.ati! 

"...und führt den Kampf zu Ende!" 

Noch am Vormittag des 12.Februars wurde durch Dollfuß und Schuschnigg das 
Standrecht verhängt - um mit den „bolschewistischen Elementen" in Österreich 
aufzuräumen. 

Durch die „Rote Hilfe Öster¬ 
reich" illegal im November 
1934 in Österreich verbreit¬ 
et: Innerhalb weniger 

Wochen wurden über die 
Februarkämpfer und Ver¬ 
dächtige 1.400 Jahre Zuch¬ 
thaus verhängt, es wurden 
50.000 Menschen inhaftiert 
und verhört, 250.000 

Menschen durch Haus¬ 
durchsuchungen schikaniert. Fünf Monate nach den Februarkämpfen saßen noch 
8.300 Antifaschistinnen in den Gefängnissen, 3.500 davon in Wien. Nicht mitgerech¬ 
net sind jene Tausende, die ohne Prozess in „Anhaltelager" gesteckt wurden und 
jene Hunderte, die in den Kämpfen ihr Leben ließen. 

Den mutigen Kämpferinnen des Februar 1934 zu gedenken, heißt vor allem, den 
Kampf gegen Faschismus und Imperialismus heute entschieden aufzunehmen! 
Selbst unter schärfster Repression und Terror des Austrofaschismus, bewiesen 
uns die Antifaschistinnen und Kommunistinnen damals, dass es gerechtfertigt 
und notwendig ist zu kämpfen! 

So schrieb auch der Kommunist Georgi Dimitroff: „Nein, nicht der bewaffnete Kampf 
der österreichischen Arbeiterklasse war ein Fehler. Der Fehler bestand darin, dass 
dieser Kampf nicht organisiert war und nicht auf revolutionäre, bolschewistische 
Weise geführt wurde." 



Tod dem Faschismus! Freiheit dem Volk! 
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WIEN/LINZ: Bericht zu den antifaschistischen Demonstrationen 
am 3. und 4. Februar - Kämpfender Antifaschismus voran! 

Im vergangenen Monat gab es zwei wichtige antifaschistische Aktionen in Österreich. Folgender Bericht 

des Revolutionären Aufbausgib einen Überblick über die aktuelle Lage und wichtige praktische und 

ideologische Kampfpunkte in der antifaschistischen Bewegung. _ 


Am Freitag und Samstag fanden in Wien 
und Linz Demonstrationen gegen die 
faschistischen Bälle des deutschnationalen 
Wiener Korporationsrings („Aka¬ 
demikerball") sowie des „Burschenbund¬ 
balls" in Linz statt. Insgesamt beteiligten 
sich an den antifaschistischen Demonstra¬ 
tionen ca. 4.500 Leute, und ein großer Teil 
davon schloss sich auf einer lebendigen 
und kämpferischen antifaschistischen 
Grundlage zusammen! 

Schon in der Woche davor versuchte die 
Reaktion die Demonstrationen zu krimin¬ 
alisieren und sie zu nützen um das 
Demonstrationsrecht einzuschränken. In 
Linz wurde von der Polizei versucht die 
Namen aller Ordner zu bekommen um 
sie im Fall des Falles für mögliche „Gewalt¬ 
taten" auf der Demo verantwortlich zu 
machen. Auf Grund eines breiten Wider¬ 
standes gegen dieses verfassungswidrige 
Vorgehen der Polizei wurde dieser Ver¬ 
such zurückgezogen. Minister Sobotka 
kündigte daraufhin eine „Reform" des 
Demonstrationsrechtes an um diese ille¬ 
gale Vorgehensweise der Polizei nun zu 
legalisieren. Durch diese Entwicklungen 
richtete sich der antifaschistische Protest 
nun nicht nur gegen die faschistischen 
Burschenschaften, sondern auch gegen 
die reaktionären und antidemokratischen 
Vorstöße der Regierung. Auch kam bei 
den Demonstrationen berechtigte Wut 
gegen den angeblich „demokratischen" 
Präsidenten Van der Bellen zum Ausdruck, 


der in Bezug auf die Faschisten-Bälle 
meinte „man sollte sie doch lassen". Diese 
Haltung hat den ehrlichen Antifaschisten 
deutlich gemacht, dass wir keine Illusion¬ 
en in die sogenannten „Volksvertreter" 
haben dürfen, sondern in die eigene Kraft 
vertrauen müssen. Es kommt auf die akt¬ 
ive Beteiligung eines jeden kämpferischen 
Antifaschisten an, ob die antifaschistische 
Bewegung voranschreitet, und nicht auf 
diesen oder jenen Vertreter im Parlament! 

Vor allem die Demonstration in Linz 
bekam durch die zahlreiche Beteiligung 
der Aktivistinnen der Initiative „Stahlstadt 
gegen Faschismus" einen sehr kämp¬ 
ferischen Charakter. Unter der Losung 
„Stahlstadt kämpft gegen Faschismus" ver¬ 
einten sich bis zu 150 Antifaschistinnen 
und es verbreitete sich eine kraftvolle 
Stimmung, die sich nicht nur gegen den 
Faschistenball richtete, sondern vor allem 
für eine neue, wehrhafte Ausrichtung in 
der kämpferischen antifaschistischen Be¬ 
wegung auftrat. Weiter war auch positiv 
zu bemerken, dass sich viele Migrantlnnen 
dem kämpferischen Antifaschismus an¬ 
schlossen, und so auch in der Praxis 
zeigten, dass konsequenter Antifaschis¬ 
mus auch Antiimperialismus bedeutet! 
Die Demos haben eine gute Grundlage 
dafür geschaffen die Reihen der kämp¬ 
ferischen Antifaschistinnen zu erweitern, 
und es gab eine positive Weiter¬ 
entwicklung seit dem Sieg der kämp¬ 
ferischen Antifaschistinnen im Oktober 


2016. Obwohl die Demonstration in Wien 
weniger Beteiligung fand als in den let¬ 
zten Jahren, konnte auch hier dem käm¬ 
pferischen Antifaschismus ein kraftvoller 
Ausdruck verliehen werden. Auch die 
Einschüchterungsversuche der Polizei 
durch viele Personenfeststellungen und 
einigen Verhaftungen konnten die 
Demonstrantlnnen nicht einschüchtern. 
Es hat uns viel mehr gezeigt, dass wir uns 
nicht spalten lassen dürfen in angeblich 
„gute" und „böse" Demonstranten, son¬ 
dern noch fester zusammenstehen 
müssen und die gerechtfertigte Rebellion 
aller antifaschistischen Kräfte verteidigen 
müssen. 

Mit der geplanten Einschränkung des 
Demonstrationsrechts durch die Regier¬ 
ung, sowie das immer aggressivere Auftre¬ 
ten der außerparlamentarischen 
Faschisten kommen in der nächsten Zeit 
viele neue Herausforderungen auf die an¬ 
tifaschistische Bewegung zu. Für diese 
Kämpfe werden die Methoden des rein¬ 
en symbolischen Protestes, wie es von 
den Organisatoren von „Linz gegen 
Rechts" sowie der „Offensive gegen 
Rechts" vertreten wird, immer untauglich¬ 
er. Es sind vor allem die ehrlichen und 
kämpfenden Antifaschistinnen gefordert, 
hier die Initiative zu übernehmen und zu 
zeigen, dass der Weg des kämpfenden An¬ 
tifaschismus der einzige Weg ist, um nicht 
nur ein „Zeichen gegen den Faschismus" 
zu setzen, sondern auch um eine reale 
und wehrhafte Kraft im Kampf gegen die 
zunehmende Offensive des Faschismus 
aufzubauen. 

Nützt den Erfolg dieser Proteste für eine 
weitere Verbreitung des kämpfenden An¬ 
tifaschismus! Seid initiativ und strebt 
danach das Niveau im antifaschistischen 
Kampf zu heben und neue Initiativen für 
eine noch größere Einheit der kämp¬ 
ferischen Antifaschistinnen zu setzen! 

Kämpft gegen die geplante Einschränkung 
des Demonstrationsrechts! 

Stärkt den kämpferischen Antifaschismus! 
Wehrt euch und Organisiert euch! 
Schließt euch dem Revolutionären Aufbau 
an! 
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ANTIFASCHISMUS/ANTIREPRESSION 


Staatliche "Förderungen" für faschistische wehrpolitische Vereine 



Am Rande des österreischischen 
Bundesheers sind zahlreich wehrpolitische 
Vereine angegliedert, 2016 waren es 147. 
Laut Doskozil (SPÖ), könne eine Auskun¬ 
ft über die Vereine aus „datenschutzrecht¬ 
lichen Gründen" nicht gegeben werden, 
es sollen die Vereine aber überprüft wer¬ 
den. Seit 2012 laufen Anfragen bezüglich 
dieser Angelegenheit - immer wieder wer¬ 
den klare Antworten hinausgezögert, auf 
baldige Veröffentlichungen, Untersuchun¬ 
gen etc. verwiesen. 

Diese Vereine genießen eine ganze Reihe 
an Privilegien: Vereinsveranstaltungen 
können gemeinsam mit dem Bundesheer 
veranstaltet werden, Vereinsmitglieder 
die für das Heer arbeiten erhalten „Son¬ 
derurlaub bzw. Dienstfreistellung für 
Tätigkeiten im Rahmen des Vereins", mil¬ 
itärische Infrastruktur des Heeres darf mit¬ 
benutzt werden, Mitglieder können in 


Kasernen nächtigen und werden dort ver¬ 
sorgte 47 Vereine nutzen dieses Angebot 
und können aus „datenschutzrechtlichen 
Gründen" nicht genannt werden! 
Recherchen ergaben, wenig überraschend, 
Verbindungen dieser Vereine zu 
faschistischen Organisationen wie den 
Identitären, dem Ring Freiheitlicher jugend 
und anderen „Alt-Nazis" die sich öffent¬ 
lich positiv auf den Nazifaschismus bez¬ 
iehen. Im November 2015 wurde 
beispielsweise eine Gedenkveranstaltung 


eines dieser Vereine zu Ehren der Wehr¬ 
macht, gemeinsam mit Teilen des 
Bundesheers und auf einem Bundesheer- 
Übungsgelände, abgehalten. 

Nicht nur, dass sämtliche Daten der 
Bevölkerung standardmäßig überprüft 
werden, während hier der Datenschutz 
groß geschrieben wird und das alles aus 
unseren Steuergeldern finanziert wird - 
werden hier ganz offensichtlich 
faschistische paramilitärische Einheiten 
gezüchtet! 


FRANKREICH 


Polizisten vergewaltigen 22-jährigen 
Schwarzen mit einem Schlagstock! 

Paris: Am vergangenen Wochenende verprügelten Polizisten 
einen jungen Mann, der sich bei einer Personenkontrolle nicht 
sofort ausweisen wollte. Daraufhin ließen sie ihm die Hose 
hinunter und rammten einen Schlagstock in seinen After. Er 
musste Notoperiert werden, weil er starke innere Verletzungen 
erlitt. 

In derselben Nacht brannten Autos und Bushaltestellen im 
Pariser Vorort Aulney-sous-Bois, am Montag war eine lautstarke 
Demo, an der sich große Teile der Nachbarschaft beteiligten 
und wieder brannte es. Die Bevölkerung des Stadtteils rächt, 
was Theo widerfahren ist! 

Gegen Repression und Polizeigewait! 



THEORIE 

Arbeiterbewegung und Faschismus: 

Faschismus und Parlamentarismus 


Faschismus und Parlamentarismus 
schlie-ßen sich einander nicht aus. Wir 
sehen das unter anderem am Beispiel It¬ 
alien. 

Italien: Mussolini wird 1922 vom König 
zum Ministerpräsidenten ernannt. Er 
brauchte dafür keinen Putsch, er drohte 
lediglich mit dem „Marsch auf Rom". Es 
herrschte Faschismus, Terror gegen die 
Arbeiterbewegung, während das Parla¬ 
ment und „Demokratie" bestehen blieb. 
Erst 1925 wurden Gewerkschaft und PSI 
(Sozialistische Partei Italiens) verboten, 


1926 folgt das Verbot der Kommun¬ 
istischen Partei. 

Nach Trotzki, dem fleißigsten Diener der 
Herrschenden, hätte es in Italien keinen 
Faschismus gegeben. Er behauptet: „ Das 

System des Faschismus beruht auf der 
Vernichtung des Parlamentarismus." 

Georgi Dimitroff erkannte im Gegensatz 
dazu: „ („.) der Faschismus (errichtet) 
seine schrankenlose politische Monopol¬ 
herrschaft entweder mit einem Schlag , 
oder aber durch immer größere Steiger¬ 
ung des Terrors und der blutigen Ausein¬ 


andersetzung mit allen konkurrierenden 
Parteien und Gruppierungen" 

Er schließt keines Falls aus, dass der 
Faschismus in Form des Parlamentaris¬ 
mus auftreten kann und liefert uns somit 
ein wichtiges theoretisches Werkzeug für 
die Analyse des heutigen Faschismus. 
Hängt man jedoch der Theorie Trotzkis 
an, so wird man nicht nur unfähig sein, 
gegen den Faschismus zu kämpfen, 
sondern im Gegenteil, wird zwangsweise 
zum Unterstützer der einen oder 
anderen Fraktion der imperialistischen 
Bourgeosisie! 
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EINGEKASTELT 


USA: Revolte gegen 
schlechte Haftbedingungen 

Am 1. Februar kam es im US- 
Bundesstaat Delaware zu einer Revolte 
der Häftlinge. Die Insassen des James 
T. Vaughn Gefängnisses nahmen vier 
Wärter als Geiseln und übernahmen die 
Kontrolle über einen Teil des Gefängn¬ 
isses, indem derzeit über 2.500 Häft¬ 
linge einsitzen. Die Rebellierenden 
forderten über Rundfunk eine Gefäng¬ 
nisreform in Delaware, bessere Haft¬ 
bedingungen, Zugang zu Bildung für 
Insassen und das Ende der Willkür ge¬ 
gen Häftlinge. Außerdem kritisierten sie 
die neuen reaktionären Vorstöße der 
derzeitigen Regierung, vor allem des 
neuen Präsidenten D. Trump, der die 


Willkürherrschaft gegen die Gefangen¬ 
en noch verschärfen will. Es schlossen 
sich dem Protest auch einige Inhaftierte 
an, die im Gefängnis auf ihre 
Todesstrafe warten und trotzdem die 
Forderungen ihrer Mithäftlinge unter¬ 
stützen. Der Aufstand dauerte ungefähr 
einen Tag, bis er von der Polizei 
niedergeschlagen wurde. 

Es ist anzunehmen, dass sich die Na¬ 
chricht über den Aufstand der Gefan¬ 
genen wie ein Lauffeuer im gesamten 
Bundesstaat verbreitete, denn noch am 
selben Tag begann die Polizei alle (!) an¬ 
deren Gefängnisse in Delaware 
abzuriegeln, um zu verhindern, dass 
der gerechtfertigte Protest der Inhaftier¬ 
ten um sich greift. Nirgends sitzen 
verhältnismäßig so viele Gefangene in 



Haft, wie in den USA. Ebenso gleichen 
die us-amerikanischen Gefängnisse 
einem „rechtsfreien" Raum, indem jedes 
„großgeschriebene Menschenrecht" 
nicht mehr wert ist als ein Stück Papi¬ 
er. Es ist zu tiefst gerechtfertigt und zu 
unterstützen, dass sich die Häftlinge in 
Delaware zur Wehr setzen! 


INNSBRUCK: 

Verschärfungen für 
Gefangene 



Neben der gerade neuen Ausrüstung, 
wie zum Bespiel Teleskopschlagstöcke, 
will die Gewerkschaft der Justizwache 
jetzt auch die Befugnisse der Wärter auf 
einem komplett anderem Niveau se¬ 
hen. Sie fordert eine Änderung des 
Sicherheitspolizeigesetz, so dass in 
Zukunft die Wärter die selben Kompet¬ 
enzen wie die Polizei erhalten. Das 
bedeutet unter anderem das Fesseln 
von Gefangenen oder die Möglichkeit 
der Videoüberwachung einzelner Insas¬ 
sen. 

Sie betonen in ihrer Forderung, dass 
Personen, die aus Drittländer kommen, 
in Österreich eine Behandlung erfahren 
würden, die sie "in ihren Heimatländer 
nicht haben." Ein Maßstab der sonst oft 
dazu dient, ein anderes Land zu 


besetzten und nieder zu bomben, 
nämlich ein angeblicher Mangel an 
"Demokratie", wird hier benutzt, um 
"eine härtere Gangart" in den 
Gefängnissen durchzusetzen und 
nebenbei auch noch politische Rechte 
der Inhatierten weiter abzutragen. 

Diese faschistische Maßnahme zielt auf 
die verschärfte Überwachung und Kon¬ 
trolle innerhalb der Gefängnisse ab - sie 
öffnet nicht nur der Willkür und dem 
Terror der Wärter alle Türen, sie schafft 
sich "Kettenhunde", Kampfeinheiten 
gegen die Volksmassen, über Polizei 
und Heer hinaus. 

Keine Erweiterung der Kompetenzen 
irgendwelcher "Hilfsheriffs" der Polizei! 


"Abara Kadabara - A Kiwara, is ka Hawara!" 


OÖ/Pasching: Ein Fußballfan sollte für die Be¬ 
merkung "Lassen Sie das los, Oida" gegenüber 
einem Polizisten 100€ Strafe zahlen, weil er 
"abschätzige Bermerkungen gegenüber einem 
Polizisten" machte. Der Fan erhob Einspruch, 
sah das nicht als abschätzig. Woraufhin nun 
das Landesverwaltungsgericht zu einer 
Entscheidung kam: "Oida" stamme aus dem 
Wienerischen und stehe für "Hawara". Das 
könne nicht toleriert werden, denn, so wört¬ 


lich, "Polizeibeamte seien keine Hawara". 

Ob auch "Kiwara" strafbar ist, sei rechtlich noch 
nicht geklärt. Rechtlich bestätigt ist jedoch nun, 
dass "a Kiwara ka Hawara is"! 

Was neben einem gewissen Witz, natürlich zeigt 
für wen diese Rechte da sind. Mit dem neuen 
Regierungspaket soll es nun auch für Angriffe 
auf öffentliche Bedienstete höhere Strafen 
geben. 
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ÖSTERREICH 


"Österreich neu denken" - antidemokratisch und 

arbeiterfeindlich! 


Das neue Sicherheitspaket, ein Generalangriff ge- Fußfessel für „Gefährder“? 
gen die Volksmassen! Ein bisschen Häf'n für alle... 


Das aktuelle Sicherheitspaket, das im Rahmen des neuen Regierungspro¬ 
gramms durch SPÖ und ÖVP, beschlossen wurde ist ein Angriff auf die de¬ 
mokratischen Rechte des Volkes. 

Es wird die ohnehin schon enorme Videoüberwachung weiter ausgebaut. Gren¬ 
zkontrollen sollen verstärkt durchgeführt, Autokennzeichen sollen bei Gren¬ 
zübertritten automatisch erfasst werden. Es sollen Lauschangriffe in Autos 
ermöglicht werden. Außerdem soll das Recht auf Anonymität beim Telefonier¬ 
en weiter abgebaut werden, durch die Registrierung von Wertkartentelefonen. 

Ein neuer Straftatbestand "Gründung oder führende Betätigung in staatsfeind¬ 
lichen Bewegungen" wurde geschaffen. Sie begründen diese Verschärfungen 
mit dem Kampf gegen den Terrorismus. 

Tatsächlich ist dies ein weiterer Schritt im allgemeinen Plan, der herrschenden 
Kapitalisten, die demokratischen Rechte des Volkes Stück für Stück zu zersch¬ 
lagen. Unter dem Vorwand, gegen sogenannte „Islamisten“ vorzugehen, be¬ 
rauben sie das Volk seiner Rechte, unter anderem des Rechts auf freie 
politische Betätigung! Sie wollen damit verhindern, dass sich die Bevölkerung 
gegen die Unterdrückung zur Wehr setzt. 


Unter „Sicherheit" wird unter anderem Folgendes eingeführt: 

Ein Straftatbestand "Gründung oder führende Betätigung in Staatsfeind¬ 
lichen Bewegungen" wird geschaffen. 

Für Angriffe auf öffentlich Bedienstete (wie Polizisten) gibt es höhere 
Strafen. 

Sogenannte Gefährder sollen, sofern U-Haft unverhältnismäßig wäre (!), 
Fußfesseln erhalten. 

Die Videoüberwachung wird an Grenzübergängen ausgeweitet. Wo Gren¬ 
zkontrollen durchgeführt werden, sollen die Kennzeichen automatisch er¬ 
fasst werden. Der Assistenzeinsatz des Bundesheeres zum Grenzschutz 
wird ausgebaut. 

Der "kleine Lauschangriff" im Auto wird ermöglicht. 

Für Wertkarten soll es eine Registrierungspflicht geben. 



Im Zuge des neuen Sicherheitspakets kündigte 
Minister Sobotka auch die Einführung der 
„Fußfessel für Gefährder“ an, was er planmäßig 
bis Juni umsetzen will. Argumentiert wird dabei 
mit der „steigenden Terrorgefahr“. Kanzler Kern, 
sowie die meisten anderen parlamentarischen 
Parteien unterstützen diesen Vorschlag. 

Was Sobotka als „eine weitere Öffnung der di¬ 
gitalen Augen und Ohren“ bezeichnet, ist nichts 
anderes als eine verschärfte Überwachung und 
Kontrolle von Personen die in Zukunft „gefähr¬ 
lich“ werden könnten. Zurecht wird das geplante 
Gesetz von Seiten vieler Juristen als Einschnitt 
in private Freiheitsrechte gewertet, denn um als 
Gefährder zu gelten braucht es keinen konkre¬ 
ten Verdacht auf eine Straftat, sondern es 
genügt eine „staatsfeindliche Haltung“. Das 
Konzept der Fußfessel für Gefährder ist Teil des 
neuen antidemokratischen Konzeptes vom 
„wehrhaften Rechtsstaat“, das in jedem Punkt 
dem Neutralitätsprinzip sowie dem Recht auf 
Unschuldsvermutung widerspricht. 

Es ist offensichtlich, dass eine „präventive“ 
Fußfessel kein Mittel ist um Terroranschläge zu 
vermeiden. Dessen ist sich auch Minister So¬ 
botka bewusst, und es scheint als verfolge er 
mit diesem Vorschlag auch ein anderes Ziel. Die 
Fußfessel für Gefährder sollen vor allem jene 
Teile der Bevölkerung einschüchtern, die nicht 
mit allem einverstanden ist was die Regierung 
macht. So wie es die deutsche Bundesregierung 
ausdrückt, dass es vor allem jene Leute treffen 
wird „die die Annahme rechtfertigen, dass die 
Person politisch motivierte Straftaten von er¬ 
heblicher Bedeutung begehen wird“. Es braucht 
also für solch eine Fußfessel keinen konkreten 
Verdacht auf eine Straftat, sondern es genügt 
eine politische Haltung, eine Einstellung die dem 
bürgerlichen Staat zuwiderläuft. Der neue Ge¬ 
setzesvorschlag ist zudem auch ein Ausdehnen 
der Willkür der Polizei und des Verfassungss¬ 
chutzes, denn es sind schlussendlich sie, die die 
Einschätzung „Gefährder“ treffen. 

Die Fußfessel für sogenannte "Gefährder" richtet 
sich nicht gegen „Terroristen“, sondern gegen 
einen großen Teil der Bevölkerung! Weg mit dem 
geplanten antidemokratischen „Sicherheit¬ 
spaket“! 
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Zwangsarbeit unter der Losung Lockerung des Kündigungsschutzes für über 
„Integration“ 50-Jährige 


Für Asyl berechtigte, subsidiär Schutzberechtigte und 
Asylwerber "mit hoher Bleibewahrscheinlichkeit" wird 
ein verpflichtendes Integrationsjahr eingeführt. Neben 
Deutsch- und Wertekurse beinhaltet es gemeinnützige 
Tätigkeit (bzw. „Arbeitstraining") bei Zivildienstträgern - 
gratis Arbeit! Wird diese Arbeit verweigert, werden Sozi¬ 
alleistungen gestrichen. Sebastian Kurz freut sich für die 
ÖVP über diesen „absolut notwendigen Schritt" und dass 
seine Anliegen nun umgesetzt werden - die Null-Euro- 
Jobs. Auch Sozialminister Stöger (SPÖ) begrüßt diese Re¬ 
gelung als „wichtigen Paradigmenwechsel". 

Unterm Strich heißt das nichts anderes als Zwangsarbeit 
und bereitet den Weg für weitere Lohnkürzungen im 
Allgemeinen! 



Die Regierung will Burkaverbot! 


Im Zuge des neuen Regierungsprogramms von 
SPÖ/ÖVP soll unter anderem das Tragen von Burkas im 
öffentlichen Raum verboten werden. Dadurch wird 
anti-muslimischer Rassismus weiter geschürt und plan¬ 
mäßig von den Herrschenden voran getrieben. Es 
vergeht kein Tag mehr an dem nicht in den Medien ge¬ 
gen Muslime gehetzt wird. Die Angriffe gegen Asyl¬ 
heime, Moscheen und muslimische Kulturvereine sind 
eine direkte Folge der Hetze und des staatlichen 
Rassismus. Muslimische Frauen werden täglich auf der 
Straße beschimpft, bespuckt, geschlagen, dieses Gesetz 
wird ihre Lage noch mehr verschlechtern. 

Die Allianz EU, die USA und Russland führen zahlreiche 
ungerechte Kriege in muslimischen Ländern und öster¬ 
reichische Konzerne verdienen kräftig mit. Millionen 
müssen sterben oder werden zur Flucht gezwungen. 
Mit dem bewusst geschürten anti-muslimischen 
Rassismus soll verhindert werden, dass wir uns mit 
dem Widerstand gegen diese Kriege und die Unter¬ 
drückung durch die mächtigen Staaten solidarisieren. 
Die Herrschenden wollen nicht zu lassen, dass wir uns 
mit den unterdrücktesten Teilen der Bevölkerung 
zusammenschließen. Denn eins ist klar: Wir haben den 
selben Gegner! 


Im März wird der Ministerrat eine Lockerung des Kündigungsschutzes 
für über 50-Jährige fixieren. Dies soll angeblich dazu dienen, dass die 
Arbeitslosigkeit in dieser Altersstufe sinkt. In Österreich gibt es derzeit 
121.184 über 50-Jährige die arbeitslos sind, was knapp 1/4 aller 
Arbeitslosen in Österreich ausmacht! Selbst Gewerkschaft und Arbeit¬ 
erkammer sagen, dass das nichts helfen wird, außer die Aushöhlung 
der Arbeitsrechte. So haben etwa die Lockerung des Kündigungss¬ 
chutzes bei Lehrlingen und Menschen mit Behinderungen nicht zu ein¬ 
er sinkenden Arbeitslosigkeit geführt, sondern dazu, dass sie für 
Unternehmen als billigere Arbeitskräfte genutzt werden können, die 
einfach zu kündigen sind. 

Der Präsident der Industriellenvereinigung Tirols, Christoph Swarovski, 
meint dazu: "Es sind aber nicht zuletzt das Arbeitsrecht mit dem 
strengeren Kündigungsschutz und die Kollektivverträge mit den zu 
steilen Gehaltskurven, die Älteren derzeit die Chancen am Arbeitsmarkt 
nehmen". Das ist bloße Heuchelei! Mittlerweile sind doch die meisten 
Kollektivverträge soweit ausgehöhlt, dass ältere Arbeiterinnen nicht 
mehr Lohn "kosten", als andere. Beispielsweise in Tirol, wo ca. 1/5 al¬ 
ler Werktätigen in der Gastronomie beschäftigt sind, gelten keine Vordi¬ 
enstzeiten bei Neuanstellungen, außer 5 Jahre! 

Mit scheinheiligen Phrasen und falschen Argumenten sollen die älter¬ 
en Werktätigen noch mehr ihrer Arbeitsrechte beraubt werden, dam¬ 
it die Kapitalisten noch mehr Profit aus ihnen herauspressen können 
und das OHNE Senkung der Arbeitslosigkeit! 


Demonstrationsverbot wird vorbereitet 

Im Zuge der letzten antifaschistischen Demonstrationen Anfang Februar, 
legte Innenminister Sobotka einen Vorschlag zur „Reformierung" des 
Demonstrationsrechts vor. Dieser Vorschlag sieht nicht nur vor, 
Demonstrationen verbieten zu können, wenn diese „das 
Geschäftstreiben behindern", sondern ebenso, dass künftig 
Demonstrationsleiter für eventuelle Schäden bei der Demo haften 
müssen. Außerdem sollen „Spaß-Demos" vollkommen verboten werden. 
Diese sogenannte „Reform" ist ein ernsthafter Angriff auf eines der 
grundlegendsten demokratischen Rechte: Die Demonstrationsfreiheit. 
Auch in der Vergangenheit wurden immer wieder Demos unter 
fadenscheinigen Argumenten verboten, doch dieser Vorschlag ist ein 
Generalangriff auf die Bevölkerung, und würde dem Staat das Recht 
geben jegliche eigenständigen Aktionen der Bevölkerung ganz legal 
verbieten oder hart bestrafen zu können. 

Das Demonstrationsrecht wurde von der Arbeiterklasse und den 
Volksmassen erkämpft! Wir werden es verteidigen und nicht zulassen, 
dass in Zukunft die herrschende Klasse ohne Einschränkungen darüber 
bestimmen kann wer demonstrieren darf! 

Verteidigt das Demonstrationsrecht! 

Kämpft gegen die antidemokratischen Angriffe 
der Regierung! 

Wehrt euch und kämpft! 
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FEMINISMUS 


Heraus zum 8. März! Nieder mit dem Patriarchat und 
dem Imperialismus! 


Nachstehend veröffentlichen wir ein gemeinsames Flugblatt des Roten Frauenkomitees Wien, Berlin und Fiamburg. 


Heraus zum 8. März, dem internationalen 
Frauenkampftag. In einer Reihe mit den 
kämpfenden Frauen auf der ganzen Welt 
rufen wir, die Roten Frauenkomitees Ber¬ 
lin, Hamburg und Wien alle kämp¬ 
ferischen Frauen aus der BRD und 
Österreich dazu auf, dem revolutionären 
Kampf der Frauen am 8. März in diesen 
Ländern einen kraftvollen und lebendi¬ 
gen Ausdruck zu verleihen. Entgegen den 
heuchlerischen Lügen der Herrschenden 
von der „gleichgestellten Frau", müssen 
wir zeigen dass wir längst aufgehört 
haben diese Lügen zu schlucken, dass wir 
die in Wahrheit herrschende Unterdrück¬ 
ung und besondere Ausbeutung der 
Frauen nicht länger hinnehmen wollen 
und gemeinsam rufen: Die unterdrückten 
und ausgebeuteten Frauen kämpfen mit 
aller Kraft um die Beseitigung der alten 
Ordnung, um die politische Macht - die 
Diktatur des Proletariats! 

Besonders die Arbeiterinnen sollen ihren 
Platz in den ersten Reihen einnehmen, 
denn sie sind es die am meisten Grund 
zu kämpfen haben, die nichts mehr zu 
verlieren haben außer die alten wider¬ 
lichen Lügen von wegen ihre Lage sei 
doch die „natürliche Ordnung der 
Dinge". 

Unter dem Vorwand des „Schutzes der 
Frauen" wird von den Herrschenden ver¬ 
sucht die Frauen wieder verstärkt zurück 
in die „eigenen vier Wände" des Haush¬ 
alts zu drängen. Die Frauen sind für die 
Kapitalisten billige Zusatzarbeitskräfte, 
die sie immer mehr ersetzen durch 
Arbeitskräfte aus der dritten Welt um so 
die Frauen wieder als reine Ge¬ 


bärmaschinen verwenden zu können. 
Dabei werden die „Flüchtlingskrise" und 
die sexuellen Übergriffe zu Silvester in 
Köln und dieses Jahr in Innsbruck als 
guter Anlass dafür genommen um zu be¬ 
haupten, dass das Patriarchat ein reines 
Problem der „Männer aus anderen Kul¬ 
turen" wäre. Genauso falsch wie zu be¬ 
haupten, dass das Patriarchat ein reines 
Problem der Männer der dritten Welt ist, 
ist es, so zu tun als gäbe es keine Patri¬ 
archat in diesen Regionen der Welt. In 
der absoluten Mehrheit der Länder Afri¬ 
kas, Asiens und Lateinamerikas wird ein 
verschärftes Patriarchat am Leben gehal¬ 
ten, ein blutiger Kerker für die Frauen, 
und der Grund dafür ist der Imperialis¬ 
mus. Die revolutionären Frauen in diesen 
Ländern, vor allem in Indien und Brasili¬ 
en, kämpfen deshalb mit ganzer Kraft 
und oftmals mit der Waffe in der Hand 
für die neudemokratische Revolution, zur 
Beseitigung des Imperialismus und des 
Feudalismus. Diese Kämpfe sollten die 
fortschrittlichen Frauen in der BRD und 
in Österreich dazu anspornen klar und 
deutlich zu zeigen, dass wir tief ver¬ 
bunden mit diesen Kämpfen stehen und 
die Losung verbreiten: Arbeiterinnen al¬ 
ler Länder, vereinigt euch im Kampf für 
die politische Macht! 

Viele selbst ernannte Feministen tun so, 
als würde sich das Patriarchat mit einem 
„Po-Grapsch-Paragraf" oder einem ein¬ 
fachen „Kampf gegen den Sexismus" 
erledigen. Doch löst sich das Patriarchat 
nicht in Luft auf wegen diesem oder jen¬ 
en Gesetz oder einer „gendergerechten" 


Schreibweise. Die Realität der absoluten 
Mehrheit der Frauen beweist das. Das 
soll davon ablenken, dass das Patriarchat 
eine materielle Ursache hat, die Klassen¬ 
gesellschaft und heute am Leben gehal¬ 
ten wird von der kapitalistischen Klasse. 
Der proletarische Feminismus bedeutet, 
dass die Frauenbewegung ihre volle Sch¬ 
lagkraft nur unter einer konsequent re¬ 
volutionären Führung erhält, die den 
Kampf bis zur klassenlosen Gesellschaft 
führt, bis zur endgültigen Beseitigung des 
Patriarchats. 

Arbeiterinnen, Migrantinnen, kämp¬ 
ferische Frauen und Mädchen, zeigt am 
8. März 2017 eure Lebendigkeit und 
Entschlossenheit im Kampf gegen das 
Patriarchat und die alte Ausbeuteror¬ 
dnung. Machen wir deutlich, dass die 
kämpfenden Frauen in der Tradition der 
klassenbewussten Frauenbewegung 
stehen, die nichts mit einem kleinbürger¬ 
lichen „anti-Männer" Kampf gemeinsam 
hat, sondern wissen, dass wir uns Verein¬ 
igen weil „die Emanzipation der Frauen 
nur das Werk der Frauen selbst sein 
kann". 

Nieder mit dem Patriarchat und dem 
Imperiaiismus! 

Arbeiterinnen aiier Länder , vereinigt 
euch im Kampf für die politische 
Macht! 

Februar 2017 
Rotes Frauenkomitee 
Berlin, Hamburg und Wien 



Heraus zum 8.März! 

Beteiligt euch bei Aktionen am 
internationalen Frauenkampftag! 

LINZ: Demo | 8.3. | 15:00 Volksgarten 
WIEN: Demo | 8.3. | 18:00 Westbahnhof 

für weitere Ankündigungen folgt uns auf Facebook: 
D Antifaschistische Aktion - Infoblatt 
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WIEN 


3.600 demonstrieren gegen das geplante Kopftuchverbot 


Am Samstag, den 3. Februar protestier¬ 
ten ca. 3.600 Menschen, großteils 
muslimische Frauen, gegen das geplante 
Kopftuchverbot und bildeten damit wohl 
eine der größten Demonstrationen von 
Frauen seit den 90er Jahren. Das darf 
auch nicht wundern, sind es doch gerade 
muslimische Frauen die in den letzten 
Monaten immer mehr zur Zielscheibe 
reaktionärer Gesetze und chauvinistischer 
Bevormundung wurden. 

Das geplante „Verhüllungsverbot" im öf¬ 
fentlichen Raum ist ein Vorschlag der 
ÖVP, den nun die gesamte Bundesregier¬ 
ung unterstützt. Es ist nicht nur ein An¬ 
griff auf das Selbstbestimmungsrecht der 
muslimischen Frauen, sondern kommt 
auch einem de facto Berufsverbot von 
muslimischen Frauen im öffentlichen 
Bereich gleich. Unter dem fadenscheini¬ 
gen Argument, dass ein Kopftuchverbot 
„im Interesse der Frauen liegen würde", 
soll nun die Unterdrückung von muslimis¬ 
chen Frauen gesetzlich verankert werden, 
die demnach 1.500€ Strafe zahlen 
müssten wenn sie mit einem Kopftuch 
„erwischt" werden. Die Frauen die vergan¬ 


genen Samstag protestierten, kritisierten 
vor allem die Bevormundung der 
muslimischen Frauen, die gerne entweder 
als „unmündig" oder „Terroristinnen" 
dargestellt werden: „Die muslimische Frau 
darf nicht zu einem Objekt ohne Mitsprac¬ 
herecht degradiert werden, sie ist fähig 
ihre Anliegen selbst zu vertreten." 

Solidarisieren wir uns mit den muslimis¬ 


chen Frauen. Sie leiden besonders unter 
der Unterdrückung durch den öster¬ 
reichischen Staat. Stehen wir Schulter an 
Schulter mit ihnen und kämpfen gegen 
das geplante Kopftuchverbot. Zeigen wir, 
dass wir uns nicht spalten lassen und ge¬ 
meinsam gegen die patriarchale Bevor¬ 
mundung durch den österreichischen 
Staat stehen und für unsere Selbstbestim¬ 
mung kämpfen. 



Es lebe die Große Proletarische Kulturrevolution! Es lebe der proletarische 
Internationalismus! 


Folgender Kurzbericht und Fotos wurden an die Redak¬ 
tion der "AfA"geschickt 

Aktivistinnen führten in Wien (Ottakring) mit 
Plakaten und Wandzeitungen eine Aktion zur Ver¬ 
breitung der Lehren der Kulturrevolution durch. Die 
Aktivistinnen trugen dabei Symbole der LCP (Liga 
der Armen Bauern, Brasilien) und der MFP (Volks¬ 
frauenbewegung in Brasilien) um ihre Solidarität mit 
dem revolutionären Kampf des brasilianischen 
Volkes auszudrücken! 



■Gegen die Strömung anlrämpfejp! 


© 
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IDEOLOGIE/DEBATTE 


-KOMMENTAR- 

Andreas Gabalier, ein „Volks- 
Rock'n-Roller“? 

Seit einigen Jahren gibt es in Öster¬ 
reich den sogenannten „Volks- 
Rock'n-Roll", der unter anderem 
vom steirischen Musiker Andreas 
Gabalier vertreten wird. 

Die Texte seiner Lieder erinnern 
stark an den Musikantenstadel und 
handeln von Liebe, Heimatliebe und 
Gott. Musikalisch sind seine Lieder 
eine Verbindung moderner „Main- 
stream-musik" wie man sie aus den 
Charts kennt mit Ziehharmonika. 
Was an Gabalier besonders auffällt 
ist, wie er sich in Szene setzt. Der 
selbsternannte Bergbauernbua tritt 
vor allem in einer Kombination von 
Tracht und moderner Kleidung auf. 

Zunächst einmal muss man 
klarstellen, das dieser „Volks- 
Rock'n-Roll" nichts mit traditioneller 
österreichischer Volksmusik zu tun 
hat und noch weniger mit der heut¬ 
igen Lebensrealität des öster¬ 
reichischen Volkes. Gabalier 
romantisiert in seinen Heimat¬ 
liedern das „einfache" Leben am 
Land, führt aber das Leben eines 
Popstars. Für Gabalier sind Frauen 
vor allem Hausfrauen. "Aber dass 
man in unserer genderverseuchten 
Zeit bald auf Ideen kommt, wie man 
im Privatleben vielleicht noch recht¬ 
lichfestlegen könnte, dass der Mann 
einmal die Woche den Geschirrspüler 
ausräumt und die Wäsche aufhängt, 
das geht irgendwann zu weit. "Junge 
Frauen sind für ihn Hausfrauen und 
Sexobjekte. 

Es gibt daneben aber viele öster¬ 
reichische Musiker, die das reale 
Leben des Volkes gut wider¬ 
spiegeln. Wie zum Beispiel Georg 
Danzer oder Ostbahn Kurti. Sie sin¬ 
gen schonungslos über das Leben 
der Arbeiterinnen und Volksmassen 
und schrecken nicht davor zurück 
Rassismus und Faschismus in Ös¬ 
terreich anzugreifen. 

Anders als der sogenannte „Volks- 
Rock'n-Roller" Gabalier, der reak¬ 
tionäre Werte mit moderner Main¬ 
streamscheiße verbindet und vor 
allem österreichischen Chauvinis¬ 
mus verbreitet. 


Der Imperialismus und alle Reaktionäre sind 
Papiertiger! 


Diese Losung wurde 1945 am 7.Parteitag 
der Kommunistischen Partei Chinas vom 
Vorsitzenden Mao gegen das Kapitu¬ 
lantentum der Opportunisten innerhalb 
der Partei aufgestellt. Es war eine 
wichtige Losung entgegen jener Ansicht¬ 
en, dass das Proletariat die Macht nicht 
erobern kann, weil doch der Feind zu 
stark wäre. 

Heute kann man oft hören, dass die Im¬ 
perialisten und der österreichische Staat 
uns doch weitaus überlegen sind, die 
Arbeiterklasse und die Volksmassen 
"überhaupt keine Chance" hätten usw... 
Die Überlegenheit von Polizei, Militär,., 
wird dazu verwendet, heute die Not¬ 
wendigkeit des revolutionären Kampfes 
zu leugnen, oder selbst nicht kämpfen zu 
müssen. Deshalb ist diese Losung auch 
heute für uns von großer Bedeutung, 
damit wir Mut und Ausdauer haben, um 
zu kämpfen. 

"Ebenso wie es nichts auf der Welt gibt, 
das nicht eine Doppelnatur hätte [...], so 
haben auch der Imperialismus und alle 
Reaktionäre eine Doppelnatur: sie sind 
wirkliche Tiger und zugleich Papiertiger. 
Im Laufe der Geschichte waren die Sk¬ 
lavenhalterklasse, die Klasse der Feudal¬ 
herren und die Bourgeoisie vor ihrem 
Machtantritt und eine Zeitlang nachher 
voller Lebenskraft, revolutionär und forts¬ 
chrittlich; sie waren echte Tiger. In der Fol¬ 
gezeit kam es jedoch, da ihr jeweiliger 
Widerpart - die Klasse der Sklaven, die 
Bauernschaft und das Proletariat - all¬ 
mählich erstarkte und gegen sie einen im¬ 
mer heftigeren Kampf führte, nach und 
nach zu einem Umschlag ins Gegenteil: sie 
verwandelten sich in Reaktionäre, in Rück¬ 
ständige, in Papiertiger und wurden bez¬ 
iehungsweise werden letzten Endes vom 
Volk gestürzt." (Mao Zedong, aus: Worte 
des Vorsitzenden Mao Zedong) 

Andererseits sind die Imperialisten aber 
wirkliche Tiger, sie führen ihre Kriege auf 
der ganzen Welt, unterdrücken, erm¬ 
orden und verfügen über hochgerüstete 
Militärs und Polizei. Deshalb sagt Mao: 
"Strategisch müssen wir alle Feinde ger¬ 
ingschätzen, taktisch aber müssen wir sie 
ernstnehmen." Das heißt wir dürfen 
heute nicht abenteuerlich daraufloskäm- 
pfen und so tun, als könnten die Feinde 


"über Nacht" geschlagen werden. 
Gleichzeitig zeigt die Geschichte, dass 
heldenhafte Befreiungskämpfe in einem 
langwierigen Krieg auch gegen den US- 
Imperialismus gesiegt haben. Denn der 
Imperialismus bringt die unterdrückten 
Völker und Nationen durch seine 
Gräueltaten immer weiter in Widerspruch 
mit sich selbst, drängt sie immer mehr 
zum Kampf gegen ihn. Das chinesische 
Volk brauchte mehr als 100 Jahre, und 
davon beinahe 30 Jahre im Volkskrieg, um 
im Jahre 1949 den Sieg zu erringen, 
bezwang aber den japanischen 
Faschismus und den US-lmperialismus. 
Die Volksmassen Vietnams bezwangen 
den grausamen Tiger des US-lmperialis- 
mus. Die Nazi-Herrschaft wurde 
hauptsächlich durch den Kampf der Ro¬ 
ten Armee und der Partisanlnnen gesch¬ 
lagen! 

"Im Krieg kann nur eine Schlacht nach der 
anderen ausgefochten und die Feinde 
können nur einer nach dem anderen ver¬ 
nichtet werden. Fabriken können nur eine 
nach der anderen errichtet werden, und 
der Bauer kann sein Feld nur Furche für 
Furche umpflügen. Mit dem Essen verhält 
es sich ebenso. Strategisch gesehen, ist die 
Einnahme einer Mahlzeit kein Problem: 
Wir können sie ohne weiteres bewältigen. 
Aber konkret gesehen, schlucken wir einen 
Happen nach dem anderen. Man kann 
nicht ein ganzes Festessen auf einmal ver¬ 
schlingen." (Mao Zedong, aus: Worte des 
Vorsitzenden Mao Zedong) 



Habt Kraft zu kämpfen, 
habt Mut zu siegen! 
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INDIEN 


Soliaktionen und Unterstützung für 
den Volkskrieg in Indien gibt es 
weltweit, nicht nur in 
Österreich! 

CHILE: "Die Armen vom 
Volkskrieg in Indien" 

Die "Frente de Estudiantes Re- 
volucionario y Populär" (FERP) 
berichtet über eine Demon¬ 
stration in Chile in Solidarität 
mit dem Volkskrieg in Indien. 

Es war eine kämpferische 
Demonstration, von den ar¬ 
men Massen der Stadt und 
des Landes. Durchgeführt 
wurde die Aktion in einer 
Mapuche-Gemeinde, in welch¬ 
er Land besetzt wurde. Es 
wurde dabei zur Revolution in 
Chile aufgerufen und der Kampf der indischen Massen eng verbunden mit den Kampf 
der Massen in Chile, insbesondere ihr Kampf um Land. 

Fotos und einen Bericht zu Aktionen in Österreich findet ihr auf der Homepage 

des Revolutionären Aufbaus: 

www.revaufbau.wordpress.com 

Weitere Bilder zu internationalen Aktionen findet ihr auf der Internetplattform 

"Dem Volke dienen": 

www.demvolkedienen.org 

Durch das Internationale Komitee zur Unterstützung des Volkskrieges in Indien (ICSPWI) wird 
erneut zu Solidaritätsaktionen aufgerufen, anlässlich des 50. Jahrestages des großen Nax- 
albari Aufstandes, (nähre Infos folgen) 

Der Naxalbari Aufstand im Jahr 1967 war ein wesentliches Ereignis für die Entwicklung der 
Revolution in Indien. Es war ein Aufstand, wo die Massen bewiesen, dass sie bereit sind mit 
der Waffe in der Hnad zu kämpfen - und wo sich ganz offensichtlich für breite Teile der 
Bevölkerung die Notwendigkeit dafür zeigte. Der Aufstand wurde blutig niedergeschlagen, 
erkämpfte aber trotzdem einen Sieg. Nicht nur, dass der Aufstand im ganzen Land Sym¬ 
pathie unter den untersten Schichten der Gesellschaft hervorrief, war es ein Sieg, dass sich 
die Kommunistinnen innnerhalb dieser Kämpfe neu aufstellten. Es wurde ein Meilenstein 
für die Entwicklung der heutigen Kommunistischen Partei Indiens (maoistisch) - CPI (maoist) 
- und somit auch für die Entwicklung des Volkskrieges gelegt. 

Charu Mazumdar ging als einer der wichtigsten kommunistischen Führer aus diesen Käm¬ 
pfen hervor. Er war nicht nur ein praktisch „erprobter" Kämpfer, sondern führte den Kampf 
auch immer an der ideologischen Front. Charu Mazumdar erklärte die Parole des Wahl¬ 
boykotts als eine internationale Parole, welche unter den heutigen Verhältnissen in jedem 
Land zur Anwendung kommen muss. Der Wahlboykott ist für die CPI (maoist) bis heute ein 
wesentlicher Bestandteil ihrer Politik. In den bürgerlichen Medien heißt es zur Zeit, dass in 
der „größten Demokratie" der Welt, Indien, bald eines der größten Wahlspektakel der Welt 
passieren wird - die kämpfenden Massen, die CPI (maoist) wissen jedoch, es herrscht Hind¬ 
ufaschismus, die Wahlen ändern rein gar nichts - nur durch den Volkskrieg wird der 
Faschismus zerschlagen! 




GESCHICHTE DER ARBEITERBE¬ 
WEGUNG 

Die Bedeutung der 
Februarkämpfe 1934 

Folgendes Zitat stammt aus einer 
Resolution des 12. Parteitages der 
Kommunistischen Partei Österreichs 
(KPÖ), der im September 1934 
stattfand. Nur wenige Monate nach 
den heldenhaften Februarkämpfen , 
nach dem Verbot der Sozialde¬ 
mokratie sowie einer großangelegten 
Verfolgung gegen die anti¬ 
faschistischen Führer war der 12. 
Parteitag ein Meilenstein der der 
Arbeiterklasse im weiteren Kampf ge¬ 
gen die Offensive des Faschismus den 
Weg zeigte. 

„Erst in den Februartagen erkan¬ 
nten die Massen der Arbeiter¬ 
schaft, dass nicht die große 
Sozialdemokratie, die jahrelang 
einen blut- und opferlosen Sieg 
versprach, sondern die von ihren 
Führern so verpönte kleine KPÖ 
in allen grundsätzlichen und 
entscheidenden Fragen im Recht 
war. Die KPÖ hat die Aufgabe, den 
breitesten Proletariermassen die 
Hauptursachen ihrer Niederlage, 
die falsche Führung durch die 
Sozialdemokratie, zum Bewusst¬ 
sein zu bringen. Sie tritt das große 
Erbe der Tradition aller revolu¬ 
tionären Massenkämpfe des ös¬ 
terreichischen Proletariats an, des 
Jännerstreiks 1918, der Novem¬ 
berrevolution, desjuliaufstands 
1927, der heldenhaften Febru¬ 
ar kämpfe 1934... 

Im Kampf gegen den Faschismus 
braucht die Arbeiterklasse die 
Einheit des Handelns. (...) Die Tak¬ 
tik der Einheitsfront, d. h. Das 
Streben zur Einheit im Handeln 
dem gemeinsamen faschistischen 
Klassenfeind gegenüber, ist für 
die KPÖ mehr denn je das Gebot 
der Stunde. (...) Ihre ganze 
Leidenschaft wird sie konzentri¬ 
eren auf die Verteidigung und 
Förderung des einheitlichen 
Kampfes. Jede Schwäche, jede 
Schwankung wird sie aufdecken 
und kritisieren, jeden Verrat, 
jeden Versuch der Versöhnung 
mit dem Feind schonungslos 
brandmarken. Von den Organisa¬ 
tionen und Gruppen, mit denen 
sie Einheitsfrontbündnisse einge¬ 
ht, wird sie nur eines wie von sich 
selbst verlangen: Den ehrlichen 
Willen, Treue und Ausdauer im 
Kampfe zu wahren.“ 











